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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2007/08/0234 E 2. April 2008 VwSlg 17431 A/2008 RS 4 (hier ohne den letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Berücksichtigt man den Zweck des § 10 AlVG, den zeitlich befristeten Ausschluss vom Leistungsbezug 
als Sanktion für jene Arbeitslosen vorzusehen, die es zumindest in Kauf nehmen, dass die 
Versichertengemeinschaft durch eine Verletzung der ihnen bei der Arbeitssuche durch das Gesetz 
auferlegten Pflichten über Gebühr belastet wird, dann kann ein berücksichtigungswürdiger Fall im Sinne 
des § 10 Abs. 3 AlVG nur dann vorliegen, wenn der Arbeitslose in der Folge entweder selbst ein 
Verhalten gesetzt hat, welches den potentiellen Schaden ganz oder teilweise wieder beseitigt (also 
insbesondere durch alsbaldige tatsächliche Aufnahme einer anderen Beschäftigung) oder wenn ihm sein 
Verhalten ausnahmsweise aus besonderen (jedenfalls nicht auf Dauer vorliegenden und auch die 
Verfügbarkeit oder die Arbeitsfähigkeit nicht ausschließenden) Gründen im Einzelfall nicht vorgeworfen 
werden kann. Es kommt dabei aber nicht auf persönliche finanzielle Umstände an; ebenso wenig können 
aufgrund der Systematik des Gesetzes jene Umstände zur Annahme eines berücksichtigungswürdigen 
Falles im Sinne des § 10 Abs. 3 AlVG führen, die schon im Zusammenhang mit der Zumutbarkeit der 
Beschäftigung im Sinne des § 9 Abs. 2 und 3 AlVG von Bedeutung sind und deren Prüfung ergeben hat, 
dass sie diese nicht ausschließen. Unter einer anderen Beschäftigung iSd § 10 Abs. 3 AlVG kann nur eine 
die Arbeitslosigkeit ausschließende Beschäftigung verstanden werden. Wird sie noch während der 
Sperrfrist aufgenommen, so stellt dies (unter Berücksichtigung der sonstigen Umstände) einen Grund für 
eine gänzliche oder teilweise Nachsicht des Ausschlusses vom Bezug des Arbeitslosengeldes (der 
Notstandshilfe) mit der Konsequenz dar, dass auch für die Zeit vor dem Beginn der die Arbeitslosigkeit 
ausschließenden Beschäftigung (mit der ja der Anspruch auf Arbeitslosengeld bzw. Notstandshilfe schon 
nach § 24 Abs. 1 AlVG wegfällt) je nach der zeitlichen Nähe zum Beginn der Sperrfrist diese ganz oder 
teilweise nachzusehen ist (Hinweis E 5. September 1995, Zl. 94/08/0252). Eine ausdrückliche Regelung, 
innerhalb welcher Frist die andere Beschäftigung aufgenommen werden muss, um eine gänzliche oder 
teilweise Nachsicht vom Ausschluss vom Bezug des Arbeitslosengeldes zu rechtfertigen, enthält § 10 
Abs. 3 AlVG nicht (Hinweis E 1. Juni 2001, Zl. 2000/19/0136). Die Behörde hat daher in rechtlicher 
Gebundenheit zu entscheiden, ob ein berücksichtigungswürdiger Fall im Sinne des § 10 Abs. 3 AlVG 
vorliegt, und sodann unter Abwägung aller für die Nachsichtsentscheidung maßgebenden Umstände des 
Einzelfalles eine Ermessensentscheidung dahin zu treffen, in welchem Ausmaß eine Nachsicht von der 
Sperrfrist (ganz oder teilweise) zu gewähren ist. Diese letztgenannte Entscheidung unterliegt der 
verwaltungsgerichtlichen Kontrolle nur insoweit, als die Behörde von ihrem Ermessen grob unrichtigen 
oder dieses Ermessen überschreitenden Gebrauch gemacht hat. 
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